
Anlage 

Stand: 16.11.2020 

1. Änderung vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 8 „Verbrauchermarkt Berliner Straße, Hei-
nigswiesen“, OT Kremmen 
Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Die Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 erfolgte im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung. Von der frühzeitigen Unterrichtung und 
Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wurde abgesehen. Die förmliche Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgte durch öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB. Die Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann, erfolgte gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. Im Zuge der Behördenbeteiligung erfolgte eine Be-
teiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB.  
 
Zudem erfolgte eine Beteiligung der ALDI Immobilienverwaltung GmbH & Co.KG als Grundstücksei-
gentümer und ehemaliger Vorhabenträger. 
 

Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der förmlichen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
 
9 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom 14.09.2020 zur Stellungnahme zu den geplanten Ausweisungen der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 8 „Verbrauchermarkt Berliner Straße, Heinigswiesen“ aufgefordert, mit Beteili-
gungsfrist bis zum 16.10.2020. 
 
Folgende Träger bzw. Nachbargemeinden äußerten sich nicht: 
 
Nr. 50 Fontanestadt Neuruppin 
Nr. 51 Stadt Oranienburg 
Nr. 53 Amt Lindow 
Nr. 54 Gemeinde Oberkrämer 
Nr. 55 Gemeinde Löwenberger Land 
Nr. 56 Gemeinde Fehrbellin 
 
Folgende Träger sind gemäß ihrer Stellungnahme in ihren Belangen von der Planung nicht berührt: 
 
Nr. 7 Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF) 
Nr. 52 Stadt Nauen 
 
Folgende Träger gaben Hinweise oder Anregungen zur Planung wie folgt: 
 
Nr. 1 Gemeinsame Landesplanungsabteilung (GL) 
Nr. 2 Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel (RPG) 
Nr. 3 Landkreis Oberhavel 
Nr. 4  Landesamt für Umwelt (LfU) 
Nr. 19 Zweckverband Kremmen 
Nr. 28 Industrie- und Handelskammer Potsdam 
Nr. 35 Handelsverband Berlin-Brandenburg  
Nr. 36 Tourismusverband Ruppiner Seenplatte 
Nr. 40 ALDI Immobilienverwaltung 
 
Die Zählung bezieht sich auf die im Bauamt der Stadt Kremmen geführte und fortlaufend aktualisierte 
Gesamtliste der für das Stadtgebiet relevanten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
und wird mit der im konkreten Beteiligungsverfahren getroffenen Auswahl nicht verändert.  
Die Texte geben die Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Lesbarkeit und Er-
fassbarkeit zum Teil neu geordnet und gekürzt. Die Originalstellungnahmen können in der Bauverwal-
tung eingesehen werden) 



- 2 - 

Stand: 16.11.2020 

Abwägungsvorschläge zu den vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange zur 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 8 
„Verbrauchermarkt Berliner Straße, Heinigswiesen“ im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

1. Gemeinsame 
Landespla-
nungsabtei-
lung 

21.10.2020 

 

Die Planungsabsicht ist unter Maßgaben an 
die Ziele der Raumordnung angepasst: 

Gemäß Ziel 2.14 LEP HR ist der Bildung 
von Agglomerationen nicht großflächiger 
Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevan-
ten Sortimenten außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche entgegenzuwirken (Agglo-
merationsverbot). 

Da der Standort außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche liegt, das Sortiment bisher 
nicht eindeutig bestimmt ist und nach der 
vorgesehenen textlichen Festsetzung 1.1 
Einzelhandelsbetriebe zulässig sein sollen, 
wird dem Ziel 2.14 LEP HR bisher nur unzu-
reichend entsprochen. 

Der Agglomeration kann entgegenge-
wirkt werden, indem die Zulässigkeit auf 
einen Einzelhandelsbetrieb begrenzt 
wird.  

Wir regen zudem an, das Sortiment eindeu-
tiger zu bestimmen (z.B. durch die textliche 
Festsetzung „Einzelhandelsbetrieb mit spe-
zialisiertem Warensortiment Imkereibedarf 
...", wie in der Begründung beschrieben). 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne 
den Zielen der Raumordnung anzupassen. 
Ziele der Raumordnung sind der Abwägung 
nicht zugänglich. 

Die Maßgabe der Gemeinsamen Landes-
planung zur Anpassung an die Ziele der 
Raumordnung wird wie folgt berücksich-
tigt: 

Die textliche Festsetzung 1.1 wird dahinge-
hend konkretisiert, dass im festgesetzten 
Sondergebiet „Einzelhandeslbetrieb mit 
spezialisiertem Warensortiment und ergän-
zenden touristisch geprägten Freizeitein-
richtungen“ nur ein Einzelhandelsbetrieb mit 
einer Verkaufsfläche von bis zu 799 m² zu-
lässig ist. 

Konkretisierung der textlichen Festset-
zung 1.1. 

Die Ausführungen in Kap. 3.2 und 5.1 der 
Begründung werden entsprechend ergänzt. 

Eine Regelung der zulässigen Einzelhan-
delssortimente ist unter Berücksichtigung 
der auf 799 m² begrenzten Verkaufsfläche 
sowie der Verträglichkeit der bisherigen 
Nutzung als Lebensmitteldiscounter aus 
Sicht der Stadt Kremmen als Plangeber 
städtebaulich nicht erforderlich. 

Die Ausführungen in der Begründung wer-
den diesbezüglich noch einmal untersetzt. 

Redaktionelle Ergänzung der Begrün-
dung. 

  Die Stadt Kremmen stellt derzeit einen Flä-
chennutzungsplan für das gesamte Stadt-
gebiet auf. Unabhängig von der hier vorlie-
genden Planung empfehlen wir dringend, 
die planerische Auseinandersetzung mit 
dem Thema „zentraler Versorgungsbereich" 
in diesem Zusammenhang mit zu betrach-
ten.  

Der Flächennutzungsplan könnte genutzt 
werden, um zu einer nachvollziehbaren ge-
samtgemeindlichen Schwerpunktsetzung zu 
kommen, die als Grundlage für die Beurtei-
lung von Ansiedlungsvorhaben (insbeson-
dere Einzelhandel) dienen kann.  

Die Anregung wird zur Kenntnis genom-
men. 

Eine Entscheidung über die Anregung zur 
planerischen Auseinandersetzung mit dem 
Thema „zentraler Versorgungsbereich" er-
folgt im Rahmen der Flächennutzungs-
planung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

In diesem Rahmen sollten alle in der Ge-
meinde faktisch vorhandenen und geplan-
ten Versorgungsbereichsflächen dargestellt 
werden. 

  Die für die Planung relevanten Grundsätze 
und sonstigen Erfordernisse der Raumord-
nung sind aus den benannten Rechtsgrund-
lagen von der Kommune eigenständig zu 
ermitteln und im Rahmen der Abwägung 
angemessen zu berücksichtigen. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Eine Auseinandersetzung mit den relevan-
ten Grundsätzen und sonstigen Erfordernis-
sen der Raumordnung erfolgt in Kapitel 3.2 
der Begründung. 

2. Regionale 
Planungsge-
meinschaft 
Prignitz-
Oberhavel 

01.10.2020 

Die Belange der Regionalen Planungsge-
meinschaft Prignitz-Oberhavel basieren auf 
den folgenden Erfordernissen der Raumord-
nung: 

- Satzung über den Regionalplan Prig-
nitz-Oberhavel, SachlicherTeilplan 
"Rohstoffsichrung / Windenergienut-
zung" (ReP-Rohstoffe) vom 24. No-
vember 2010 

- Satzung über den Regionalplan Prig-
nitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan 
"Freiraum und Windenergie" (ReP FW) 
vom 21. November 2019 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

  Der Entwurf des Bebauungsplanes vom Mai 
2020 ist mit den Belangen der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel 
vereinbar. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.Die Ausführungen in Kap. 3.2 der Be-
gründung werden entsprechend ergänzt. 

Redaktionelle Ergänzung der Begrün-
dung. 

  Der Regionalplan trifft für den in Rede ste-
henden räumlichen und sachlichen Gel-
tungsbe-reich keine Festlegungen. Insofern 
stehen der Planung keine Erfordernisse der 
Regionalplanung entgegen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

 

  Hinweise zum Stand der Regionalplanung. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Von den regionalplanerischen Zielen gehen 
eine Anpassungspflicht gemäß § 1 Abs. 4 
BauGB bzw. eine Beachtenspflicht gemäß § 
4 ROG aus. Die Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung sind in der 
Abwägung zu berücksichtigen (ebd.). 

Durch die regionalplanerische Stellung-
nahme bleibt die aufgrund anderer Vor-
schriften bestehende Verpflichtung zum 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Einholen von Genehmigungen, Bewilligun-
gen oder Zustimmungen unberührt. 

  Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens 
bitten wir um Information über den Pla-
nungsfortgang. Insbesondere bitten wir um 
Zusendung des Abwägungsergebnisses so-
wie der genehmigten Satzung. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange deren Aufgabenbereich ge-
mäß ihrer Stellungnahme durch die Pla-
nung berührt wird, werden nach Abschluss 
des Planverfahrens über das Abwägungser-
gebnis informiert. 

Die Regionale Planungsgemeinschaft er-
hält nach Abschluss des Planverfahrens 
die in Kraft getretene Satzung in digitaler 
Fassung. 

3.  Landkreis 
Oberhavel 

15.10.2020 

Zum vorliegenden Entwurf der 1. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 8 der Stadt Krem-
men werden nachfolgende Hinweise abge-
geben. Es wird gebeten, diese in den Abwä-
gungsprozess einzubeziehen. 

Die notwendigen Abstimmungen und Ge-
nehmigungen bleiben von dieser Stellung-
nahme unberührt. 

Die Hinweise und Anregungen des Land-
kreises werden zur Kenntnis genommen 
und wie folgt in die Abwägung einbezo-
gen: 

 

3.1 FD Planung Festsetzungen und Begründung 

Die nach der Textlichen Festsetzung „TF 
1.1 neu“ maximal zulässige Geschossfläche 
von bis zu 1.200 m² schließt die Zulässig-
keit eines großflächigen Einzelhandelsbe-
triebs im Sinne des § 11 Abs. 3 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) zwar aus. Die 
Festsetzung eines sonstigen Sondergebiets 
„Einzelhandelsbetrieb mit spezialisiertem 
Warensortiment und ergänzenden touris-
tisch geprägten Freizeiteinrichtungen“ er-
möglicht die Zulässigkeit mehrerer, unter-
schiedlicher Nutzungen.  

In der Begründung finden sich keine Aussa-
gen zu den in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO 
genannten Auswirkungen der Planung auf 
die Entwicklung zentraler Versorgungsbe-
reiche in der Gemeinde oder in anderen 
Gemeinden, auf das Orts- und Landschafts-
bild und auf den Naturhaushalt. Dabei sind 
nach § 11 Abs. 3 Satz 4 BauNVO insbeson-
dere die Gliederung und Größe der Stadt 
Kremmen und ihrer Ortsteile, die Sicherung 
der verbrauchernahen Versorgung der Be-
völkerung und das Warenangebot des Be-
triebs zu berücksichtigen.  

Die Begründung ist entsprechend zu ergän-
zen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Der Sachverhalt wurde im Zusammenhang 
mit der vorliegenden Planung noch einmal 
überprüft. Die Begründung wird in Kap. 5.1 
noch einmal untersetzt. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

  Sofern mit „im Gebiet ansässigen Unterneh-
men“ in der TF 1.1 neu „Gewerbebetriebe“ 
im Sinne der BauNVO gemeint sind, ist die 
Formulierung aus Gründen der Rechtsein-
deutigkeit zu überarbeiten. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die textliche Festsetzung 1.1 wird dahinge-
hend konkretisiert, dass im festgesetzten 
Sondergebiet „Einzelhandeslbetrieb mit 
spezialisiertem Warensortiment und ergän-
zenden touristisch geprägten Freizeitein-
richtungen“ Räume für Verwaltung für die 
im Gebiet ansässigen Gewerbebetriebe zu-
lässig sind. 

Konkretisierung der textlichen Festset-
zung 1.1. 

  Unter 3.1 „Planungsrechtliche Ausgangssi-
tuation“ (Begründung, S. 11) wird im Zu-
sammenhang mit der Verkaufsfläche eines 
Verbrauchermarktes der Einzelhandelser-
lass zitiert. Aus Gründen der Nachvollzieh-
barkeit ist die konkrete Quelle des letztge-
nannten Dokuments anzugeben. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird in Kap. 3.1 ergänzt. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

  Die beabsichtigte Änderung des Bebau-
ungsplans entspricht den in Kap. 3.2 „Lan-
des- und Regionalplanung“ (Begründung, S. 
13f) angeführten Leitlinien der Kreisentwick-
lungskonzeption des Landkreises Oberha-
vel. Die Angabe des zitierten Standes (1. 
Fortschreibung, Aktualisierung 2012) ist aus 
Gründen der Nachvollziehbarkeit zu ergän-
zen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird in Kap. 3.2 ergänzt. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

3.2 Untere Was-
serbehörde 

Der Standort befindet sich außerhalb von 
Trinkwasserschutzzonen. 

Die wasserrechtlichen Anforderungen und 
Bestimmungen des Gesetzes zur Ordnung 
des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsge-
setz-WHG) und des Brandenburgischen 
Wassergesetzes (BbgWG) sind zu beach-
ten und einzuhalten. 

Voraussetzung für die Niederschlagsversi-
ckerung ist versickerungsfähiger Boden und 
ein Mindestabstand von 1,00 m zwischen 
Sohle der Versickerungsanlage und dem 
mittleren höchsten Grundwasserstand. 

Der Umgang mit Wasser gefährdenden 
Stoffen (z. B. Diesel, Altöl usw.) ist nach § 
40 der Verordnung über Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV) der unteren Wasserbehörde anzu-
zeigen. In Bereichen, in denen mit Wasser 
gefährdenden Stoffen umgegangen wird, 
sind die Rechtsvorschriften für den Umgang 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Die Begründung wird in Kap. 2.3 ergänzt. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 
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Hinweise, 
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Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

mit Wasser gefährdenden Stoffen, insbe-
sondere § 62 WHG, sowie die Bestimmun-
gen der AwSV einzuhalten. 

Das Einleiten von Abwasser mit gefährli-
chen Stoffen in öffentliche Abwasseranla-
gen (Indirekteinleitung) bedarf gemäß §§ 58 
und 59 WHG i. V. m. § 72 Abs.1 BbgWG 
zuvor der Genehmigung der unteren Was-
serbehörde. 

Sämtliche Arbeiten sind so auszuführen, 
dass das Grund- und das Oberflächenwas-
ser nicht verunreinigt und gefährdet werden. 

3.3 Bereich 
Landwirt-
schaft 

Die vom Bereich Landwirtschaft zu vertreten-
den Belange werden durch das Vorhaben 
nicht berührt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

 

3.4 Untere Na-
turschutzbe-
hörde 

Artenschutz: 
 
Im Kap. 2.4 der Begründung zum Bebau-
ungsplan (Stand Mai 2020) wird angegeben, 
dass sich keine Hinweise auf wertgebende 
Arten ergeben. Es ist nicht nachvollziehbar, 
auf welcher Grundlage diese Aussage be-
ruht. Es sollte mindestens eine Potentialana-
lyse beruhend auf einer Vor-Ort-Begehung, 
durch eine fachlich geeignete Person wäh-
rend eines geeigneten Zeitraums, vorange-
stellt werde. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Im Rahmen der Grundlagenerhebung er-
folgte eine Vor-Ort-Begehung durch das 
Umwelt- und Landschaftsplanungsbüro. 

Im Ergebnis werden in Kap. 2,4 das potenti-
elle Vorkommen von Brutvögeln und Fle-
dermäusen benannt und in Kap. 6.4 die 
Wirkfaktoren für mögliche Beeinträchtigun-
gen behandelt. 

Die Planzeichnung sowie die Begründung 
enthalten einen Hinweis auf die Bestim-
mungen des besonderen Artenschutzes, 
die mit Umsetzung der Planung zu beach-
ten sind.  

Die Zugriffsverbote des § 44 Bundesnatur-
schutzgesetzt gelten unabhängig von der 
Bauleitplanung und sind von jedermann zu 
beachten. 

3.5 Untere Bo-
denschutzbe-
hörde 

Der Standort wird nicht im Altlastenkataster 
des Landkreises Oberhavel als Altlast oder 
Altlastenverdachtsfläche geführt. Aus bo-
denschutzrechtlicher Sicht bestehen daher 
keine Bedenken. 

Allgemein gilt: Treten bei den Bodenarbei-
ten ungewöhnliche Verfärbungen oder Ge-
rüche auf, ist die weitere Vorgehensweise 
umgehend mit der unteren Bodenschutzbe-
hörde abzustimmen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Ein entsprechender Hinweis wird in Kap. 
2.5 der Begründung aufgenommen. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

  Es ist sicherzustellen, dass sämtliche Arbei-
ten derart ausgeführt werden, dass keine 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
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fentl. Be-
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Hinweise, 
Anregungen, 
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Erwiderung 
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schädlichen Bodenverunreinigungen her-
vorgerufen werden. Die Sicherstellung ist 
ggf. durch geeignete Vorsorgemaßnahmen 
zu gewährleisten 

Die bei der Maßnahme anfallenden Abfälle 
sind gemäß den Vorschriften des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes (KrWG), der auf dieser 
Grundlage erlassenen Verordnungen und 
der Abfallentsorgungssatzung des Landkrei-
ses Oberhavel, vorrangig zu verwerten bzw. 
zu beseiti-gen. Fallen Abfälle an, die gemäß 
§ 48 KrWG i.  V.  m. der Abfallverzeichnisver-
ordnung (AVV) als gefährlich einzustufen 
sind, sind diese der SBB Sonderabfallent-
sorgungsgesellschaft Brandenburg/Berlin 
mbH, Großbeerenstraße 231 in 14480 Pots-
dam anzudienen. 

Anfallender Bodenaushub ist entsprechend 
LAGA-TR zu analysieren und entsprechend 
Schadstoffgehalt ggf. zu entsorgen. 

Ein entsprechender Hinweis wird in Kap. 
2.5 der Begründung aufgenommen. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

3.6 Öffentlich 
rechtlicher 
Entsorgungs-
träger 

Gegen die 1. Änderung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes bestehen aus 
Sicht des öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträgers keine grundsätzlichen Beden-
ken.  

Sofern bei der Realisierung des Vorhabens 
Einschränkungen des Straßenverkehrs und 
insbesondere der ordnungsgemäßen Ab-
fallentsorgung im betroffenen Bereich auf-
treten, ist durch Sie die AWU Oberhavel 
GmbH, Breite Straße 47a in 16727 Velten 
im Vorfeld zu informieren und entspre-
chende Entsorgungsmöglichkeiten abzu-
stimmen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Ein entsprechender Hinweis wird in Kap. 
2.3 der Begründung aufgenommen. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

3.7 Vorbeugen-
der Brand-
schutz 

Aus Sicht des vorbeugenden Brandschut-
zes bestehen gegen das geplante Vorha-
ben keine Bedenken. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.  

Ein entsprechender Hinweis wird in Kap. 
2.3 der Begründung aufgenommen. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

3.8 Bevölke-
rungsschutz 
und Ord-
nungswidrig-
keiten 

Fischereirechtliche Belange sind durch das 
Vorhaben nicht betroffen.  

Sollte das Vorhaben Auswirkungen auf die 
bejagbaren Flächen haben oder in der 
Folge zum Wegfall bejagbarer Flächen füh-
ren, sind die betroffenen Jagdgenossen-
schaften und Inhaber der Eigenjagdbezirke 
zu beteiligen.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Bei den Flächen handelt es sich Siedlungs-
gebiet. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass es sich 
bei der betroffenen Fläche um eine Fläche 
im Außenbereich handelt, bei der es nicht 
ausgeschlossen ist, dass diese Fläche wei-
terhin vom Wild aufgesucht wird. Es obliegt 
dem Eigentümer ggf. geeignete Schutz-
maßnahmen zu ergreifen. 

3.9 Untere Stra-
ßenverkehrs-
behörde 

Gegen das o. g. Vorhaben bestehen stra-
ßenverkehrsbehördlich grundsätzlich keine 
Bedenken. 

In diesem Zusammenhang wird auf die Tei-
leinziehung der Berliner Straße und der 
Straße Am Markt von der Stadt Kremmen 
vom 27.08.1998 verwiesen. Diese Straßen 
sind entsprechend der Teileinziehung für 
den LKW-Verkehr gesperrt und der Liefer-
verkehr nur in Einbahnstraßenregelung fest-
geschrieben (vom Markt in Fahrtrichtung 
Bahnhof). 

Eine Befahrung aus Fahrtrichtung L 170 ist 
demnach nicht möglich und nur durch Wid-
mungsänderung ausführbar. Nach Rück-
sprache mit der Stadt Kremmen am 
22.09.2020 wurde die Teileinziehung bzw. 
Widmungsänderung bereits vorgenommen. 

Dem Fachdienst Verkehr liegt eine aktuelle 
Widmungsänderung nicht vor, sodass noch 
von der Teileinziehung von 1998 auszuge-
hen ist. 

Eine Widmungsänderung wird aus Sicht der 
Straßenverkehrsbehörde aufgrund der bau-
lichen Gegebenheiten in der Berliner Straße 
kritisch gesehen. 

Gemäß der Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen (RASt 06) sieht der Begeg-
nungsverkehr Lkw/Lkw ein Mindestmaß von 
5,90 vor. Dieses ist bei der bestehenden 
Fahrbahnbreite von 5,50 Meter in der Berli-
ner Straße nicht gegeben. 

Durch hineinragende Baumscheiben in die 
Fahrbahn kam es in der Vergangenheit ver-
stärkt zu Problemen im Begegnungsverkehr 
Bus/Bus. Der Abstand zwischen den Baum-
scheiben reichte für die Aufstellung eines 
Gelenkbusses nicht aus. Auch bereits stati-
onäre Haltverbote führten zu keiner Verbes-
serung der Situation. Daher wurde eine 
neue Linienführung (Bahnhof Kremmen > 
rechts L 170 Berliner Chaussee > weiter L 
170 Nauener Straße > rechts L 19 Schloß-
damm > weiter L 19 Ruppiner Straße > wei-
ter L 19 Ruppiner Chaussee > rechts 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Die möglichen Widmungsänderungen ste-
hen nicht im Zusammenhang mit der vorlie-
genden Planung. 
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Straße der Einheit (Schule) > rechts Gra-
benstraße > links L 19 Ruppiner Straße > 
weiter L 19 Schloßdamm > dann je nach Li-
nie weiter L 170) vorgenommen. 

Durch diese Stellungnahme bleibt eine auf-
grund anderer Vorschriften bestehende Ver-
pflichtung zum Einholen von Genehmigun-
gen, Bewilligungen oder Anordnungen, ins-
besondere auf Grundlage der StVO, unbe-
rührt. 

4. Landesamt 
für Umwelt 
Brandenburg 

13.10.2020 

Die Unterlagen wurden von den Fachabtei-
lungen Naturschutz, Immissionsschutz und 
Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs 
Wasserwirtschaft hier bezogen auf die Zu-
ständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes 
gemäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, 
Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Um-
welt (LfU) zur Kenntnis genommen und ge-
prüft.  

Im Ergebnis dieser Prüfung werden für die 
weitere Bearbeitung der Planungsunterla-
gen sowie deren Umsetzung beiliegende 
Anregungen und Hinweise der Fachberei-
che Immissionsschutz und Wasserwirt-
schaft übergeben. 

Die Belange zum Naturschutz obliegen der 
unteren Naturschutzbehörde 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise und Anregungen der Fachbe-
reiche des Landesamtes für Umwelt werden 
zur Kenntnis genommen und wie folgt in die 
Abwägung einbezogen: 

 Immissions-
schutz 

 

Zum Entwurf bestehen aus Sicht des Im-
missionsschutzes keine Bedenken.  

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Ein entsprechender Hinweis wird in 
Kap. 5.3 und 6.1 der Begründung aufge-
nommen. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

  Die Planvorhaben der Gemeinden - insbe-
sondere Darstellungen/Festsetzungen - 
sind oft von immissionsschutzrechtlichem 
Belang und daher bei der Erfüllung der Auf-
gaben des Landesumweltamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz als Ge-
nehmigungs-, Vollzugs- und Überwa-
chungsbehörde sowie als beteiligte Be-
hörde gemäß § 4 BauGB für das Plangebiet 
selbst und für dessen Umgebung von Be-
deutung.  

Wir bitten daher, ein Exemplar des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes mit der Begrün-
dung an das LfU zu schicken. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange deren Aufgabenbereich ge-
mäß ihrer Stellungnahme durch die Pla-
nung berührt wird, werden nach Abschluss 
des Planverfahrens über das Abwägungser-
gebnis informiert. 

Ergebnis: 

Das LfU erhält nach Abschluss des Plan-
verfahrens die in Kraft getretene Sat-
zung in digitaler Fassung. 

 Wasserwirt-
schaft 

Keine Betroffenheit durch die Planung. Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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7. Landesamt 
für Ländliche 
Entwicklung, 
Landwirt-
schaft und 
Flurneuord-
nung (LELF) 

28.09.2020 

Keine Einwendungen mit rechtlicher Ver-
bindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung 
o.ä. der Fachbehörde in der Abwägung 
nicht überwunden werden können. 

Keine beabsichtigten eigenen Planungen 
und Maßnahmen, die den Plan berühren 
können. 

Keine Bedenken und Anregungen aus der 
eigenen Zuständigkeit. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

19. Zweckver-
band Krem-
men 

13.10.2020 

Der Zweckverband stimmt dem Vorhaben 
zu. 

Der vorhandene Verbrauchermarkt ist be-
reits an die zentrale Schmutzwasseranlage 
des Zweckverbandes angeschlossen. 

Wir bitten Sie die Errichtung von bis zu acht 
Wohnmobil-Stellplätzen mit Ver- und Ent-
sorgungsstation im Vorfeld mit dem Zweck-
verband abzustimmen hinsichtlich der Ab-
rechnung und den Einleitwerten. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Ein entsprechender Hinweis wird 
in Kap. 2.3 der Begründung aufgenommen. 

Redaktionelle Ergänzung der Begrün-
dung. 

28. IHK Potsdam 

12.10.2020 

Aus unserer Sicht sollten die textlichen 
Festsetzung 1.1 zur Art der baulichen Nut-
zung spezifiziert werden: Die zulässigen 
Sortimente sollten nach Art und Umfang be-
schränkt werden, um mögliche Auswirkun-
gen im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO zu 
begrenzen. Mit der derzeit angedachten 
Formulierung würde keine Einschränkung 
auf standortgerechte Sortimente erfolgen, 
was mit nicht intendierten Folgen für die 
Einzelhandels- und Stadtentwicklung der 
Stadt Kremmen einhergehen könnte. 

Wir bitten darum, unsere Argumente zu be-
rücksichtigen, uns von Ihrem Abwägungser-
gebnis in Kenntnis zu setzen und in den 
weiteren Prozess einzubeziehen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Mit der gewählten Zweckbestimmung des 
Sondergebietes erfolgt eine Beschränkung 
auf einen Einzelhandelsbetrieb mit speziali-
sierten Warensortiment. Das spezialisierte 
Warensortiment ist gekennzeichnet durch 
eine hohe Sortimentstiefe bei geringer Sor-
timentsbreite. 

Eine Beschränkung der zulässigen Einzel-
handelssortimente ist unter Berücksichti-
gung der begrenzten Verkaufsfläche sowie 
der Verträglichkeit der bisherigen Nutzung 
als Lebensmitteldiscounter aus Sicht der 
Stadt Kremmen als Plangeber städtebaulich 
nicht erforderlich. 

Die Ausführungen in der Begründung wer-
den diesbezüglich noch einmal untersetzt. 

Redaktionelle Ergänzung der Begrün-
dung. 

35. Handelsver-
band berlin-
Brandenburg 

28.09.2020 

Zunächst möchten wir darauf hinweisen, 
dass nach Rücksprache mit dem Fachbe-
reich der Stadt Kremmen bestätigt wurde, 
dass es kein Einzelhandels- und Zentren-
konzept für eine mittelfristige Handelsent-
wicklung der Stadt gibt.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die mit der Änderung des Bebauungsplans 
zugelassenen Nutzungen sehen eine Kom-
bination aus Einzelhandel, touristisch ge-
prägtem Einzelhandel und Online-Versand-
handel vor und sind damit dazu geeignet, 
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Beschränkt auf den Aufgabenbereich des 
HBB bestehen zur beabsichtigten Nachnut-
zung des brach liegenden Standortes im 
Grundsatz keine Bedenken.  

Die Einzelhandelssituation in Kremmen 
wurde letztmalig mit der Flächenerfassung 
Land Brandenburg in 2015/2016 voll um-
fänglich erfasst.  

Zum Zeitpunkt der Erfassung konnte der 
damalige Gutachter nicht von einer Pande-
mie ausgehen und hat nach HBB Einschät-
zung die Wettbewerbssituation in der Ge-
samtbetrachtung für den stationären Einzel-
handel schlüssig dargestellt.  

Link: https://www.hbb-ev.de/in-
dex.php/2014-11-06-23-40-21/aktuell/265-
einzelhandelserfassung-brandenburg-2016 

Zum damaligen Zeitpunkt wurden bereits 16 
Leerstände erfasst, wobei zentrenrelevante 
Sortimente wie Schuhe, Lederwaren, Uh-
ren, Schmuck und weitere als stationäres 
Einzelhandelsfachgeschäft zu bezeich-
nende Handelseinrichtungen nicht mehr 
vorhanden waren.  

Da der Lebensmittelhandel in der Lock-
down-Phase für Stabilität in der Nahversor-
gung gesorgt hat und weiter sorgen wird, 
darf die vorliegende 1. Änderung des vorha-
benbezogenen B-Plans dennoch nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass im historischen 
Stadtkern von Kremmen der Leerstand von 
EH-Flächen weiterhin ein Arbeitsschwer-
punkt bleiben sollte.  

Wir geben zu bedenken, dass die Umsatz-
entwicklung im Handel so unterschiedlich 
verläuft wie noch nie zuvor. Der vom Lock-
down betroffene Handel verliert nach den 
Zahlen des HDE in diesem Jahr ca. 21 Mrd. 
Euro Umsatz. Insbesondere Textil-, Schuh- 
und Sportbranche wurden hart getroffen. 
Der Onlinehandel wird seine Erlöse um 
15 % auf ca. 68 Mrd. Euro steigern können. 
Diese Entwicklung wird nach unserer Ein-
schätzung dauerhaft Bestand haben und 
sich u.a. auf den Leerstand in den Städten 
weiter auswirken.  

Diese Entwicklungen sollten auch in der 
Bauleitplanung stärker berücksichtigt wer-
den, da sich gleichwohl auch Chancen er-
geben können. Insbesondere Existenzgrün-
der könnten über ein gezieltes Standortmar-
keting auf leer stehende Flächen aufmerk-

einem dauerhaften Leerstand der ehemali-
gen Verkaufshalle entgegen zu wirken. 

Eine weiter gehende Auseinandersetzung 
mit der Einzelhandelsthematik im Stadtge-
biet von Kremmen erfolgt im Rahmen der 
laufenden Flächennutzungsplanung. 

https://www.hbb-ev.de/index.php/2014-11-06-23-40-21/aktuell/265-einzelhandelserfassung-brandenburg-2016
https://www.hbb-ev.de/index.php/2014-11-06-23-40-21/aktuell/265-einzelhandelserfassung-brandenburg-2016
https://www.hbb-ev.de/index.php/2014-11-06-23-40-21/aktuell/265-einzelhandelserfassung-brandenburg-2016
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sam gemacht werden, sofern die Immobili-
eneigentümer an einer Weitervermietung in-
teressiert sind.  

Wir empfehlen den Entscheidungsträgern 
dringend die aktuellen Informationen zur 
Branche unter folgendem Link: www.einzel-
handel.de/zahlenspiegel 

Wir bitten Sie, den HBB über das Ergebnis 
der Beteiligung in Kenntnis zu setzen. 

36.  Tourismus-
verband 
Ruppiner Se-
enland 

28.09.2020 

Die Umsetzung dieser Vorhaben wird aus 
touristischer Sicht dazu beitragen, die Frei-
zeitangebote der Region weiterzuentwickeln 
und stellt einen wichtigen Schritt zu Infra-
strukturentwicklung und Wettbewerbsfähig-
keit des Standortes Kremmen dar.  

Der Tourismusverband Ruppiner Seenland 
begrüßt deshalb die von Ihnen geplanten 
Maßnahmen und wünscht für das Vorhaben 
viel Erfolg. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

40. ALDI Immo-
bilienverwal-
tung 

 

06.10.20 

Die Bezeichnung des sonstigen Sonderge-
bietes als „Einzelhandelsbetrieb mit spezia-
lisierten Warensortiment und ergänzenden 
touristisch geprägten Freizeiteinrichtungen" 
ist nicht korrekt, da kein spezialisiertes Wa-
rensortiment des Einzelhandelsbetriebes 
festgelegt wird. Wir schlagen deshalb vor, 
die Bezeichnung zu verändern in „Einzel-
handelsbetrieb und ergänzende touristisch 
geprägte Freizeiteinrichtungen". 

Unabhängig von der Änderung der Bezeich-
nung ergibt sich aus der Zulassung von Ein-
zelhandelsbetrieben bis zur 799 m² Ver-
kaufsfläche, dass nicht nur die spezielle 
Nutzung, sondern generell die zugelassene 
Nutzung bei den Auswirkungen der Planung 
geprüft werden muss. Insofern müsste auf 
Seite 21 unter Ziff. 6.1 nicht das speziali-
sierte Warensortiment betrachtet werden 
(denn ein solches ist nicht festgesetzt), son-
dern allgemein die Auswirkungen eines Ein-
zelhandelsbetriebes mit 799 m² Verkaufsflä-
che auf die Altstadt von Kremmen. Das-
selbe gilt auch für die verkehrlichen Fragen, 
wobei hierbei der Hinweis genügt, dass der 
auf die verkehrlichen Anforderungen eines 
Discounters ausgelegte Parkplatz für an-
dere Nutzungen nach der Erfahrung in je-
dem Fall ausreicht. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die für das Sondergebiet gewählte Zweck-
bestimmung „Einzelhandelsbetrieb mit spe-
zialisierten Warensortiment“ dient der Ab-
grenzung gegenüber einem Einzelhandels-
betrieb mit Vollsortiment und in der Regel 
hoher Sortimentsbreite bei geringer Sorti-
mentstiefe. 

Das spezialisierte Warensortiment ist ge-
kennzeichnet durch eine hohe Sortiments-
tiefe bei geringer Sortimentsbreite. 

Eine Beschränkung der zulässigen Einzel-
handelssortimente ist unter Berücksichti-
gung der auf 799 m² begrenzten Verkaufs-
fläche sowie der Verträglichkeit der bisheri-
gen Nutzung als Lebensmitteldiscounter 
aus Sicht der Stadt Kremmen als Plangeber 
städtebaulich nicht erforderlich. 

Die Ausführungen in der Begründung wer-
den diesbezüglich noch einmal untersetzt. 

Redaktionelle Ergänzung der Begrün-
dung. 

 

    

http://www.einzelhandel.de/zahlenspiegel
http://www.einzelhandel.de/zahlenspiegel
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Auswertung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durch öffentliche Auslegung des 
Entwurfs der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 vom Mai 2020 im Zeitraum vom 09.10.2020 bis 
einschließlich 10.112020 im Rathaus der Stadt Kremmen. 
 
Von Seiten der Öffentlichkeit wurden keine Äußerungen zur Planung abgegeben: 
 


